
 

 
Satzung der BSG – BfA - Gera 

 
 

 
§ 1 

Name und Sitz 
 

I. Der am 10.10.2002 in Gera gegründete Verein führt die Bezeichnung 
Betriebssportgemeinschaft der BfA – Gera e.V. (BSG BfA Gera). 

 
II. Die BSG hat ihren Sitz in Gera. Sie ist in das Vereinsregister des Amtsgerichts 

Gera unter der Nr. VR 1198 eingetragen. 
 

III. Als Geschäftsjahr gilt das Kalenderjahr. 
 
 
 

§ 2 
Zweck 

 
I. Das Ziel der BSG besteht in der Förderung des Sports zum Ausgleich für die 

Berufsarbeit. Außerdem dient die BSG auch der Förderung kultureller Zwecke. 
Diese Zwecke werden durch die Förderung von Musik, in Form einer 
Musikgruppe verwirklicht. Die Musikgruppe wird von Vereinsmitgliedern 
organisiert. 

 
II. Das Streben der BSG richtet sich dabei in erster Linie allgemein auf die 

Ausübung aller gewünschten sportlichen und kulturellen Aktivitäten auf breitester 
Grundlage ohne Zwang von Spitzenleistungen. Insbesondere sollen die 
Bediensteten gewonnen werden, die bisher dem Sport fremd gegenüberstanden 
oder nicht zu einer aktiven sportlichen Betätigung gekommen sind. 

 
III. Alle Bestrebungen und Bindungen klassentrennender, politischer und 

konfessioneller Art werden abgelehnt. 
 

IV. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 
Sinne des Abschnittes "steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. Der 
Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke 
verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des 
Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins 
fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 
 

 
 
 



§ 3 
Mitgliedschaft 

 
I. Der BSG können folgende natürlichen Personen angehören: 

 
a) Ordentliche Mitglieder (Mitarbeiter der Deutschen Rentenversicherung 

Bund) 
b) Außerordentliche Mitglieder (nahe Familienangehörige von [a]) 
c) Gastmitglieder (haben die gleichen Rechte und Pflichten wie [a] und [b]) 
d) Ehrenmitglieder 

 
II. Wer die Mitgliedschaft erwerben will, hat an den Vorstand einen schriftlichen 

Aufnahmeantrag zu richten. Bei Minderjährigen ist die Zustimmung der 
gesetzlichen Vertreter erforderlich. Die Aufnahme erfolgt durch den Vorstand.  

 
III. Um die Mitgliedschaft zu erwerben, bedarf es einer einmaligen Aufnahmegebühr. 

Regelungen siehe § 1 Beitragsordnung. 
 

IV. Die Mitgliedschaft erlischt durch Austritt, Tod, Ausschluss oder Auflösung des  
      Vereins. 
 

V. Die Austrittserklärung ist schriftlich an den Vorstand zu richten. Der Austritt ist 
nur zum Schluss eines Kalendervierteljahres unter Einhaltung einer Frist von 6 
Wochen zulässig. 

 
VI. Ein Mitglied kann, nach vorheriger Anhörung, vom Vorstand aus dem Verein 

ausgeschlossen werden, wenn: 
 

a) Beiträge trotz Mahnung nicht gezahlt werden (über sechs Monate) 
b) ein schwerer Verstoß gegen die Interessen des Vereines vorliegt 
c) eine grobe Verletzung der Satzung festgestellt wurde. 

 
 

§ 4 
Rechtsmittel 

 
Gegen eine Ablehnung der Aufnahme (§ 3.III) sowie gegen einen Ausschluss (§ 
3.VI) ist Einspruch zulässig. Dieser ist innerhalb von zwei Wochen - vom Zugang 
des Bescheides gerechnet - beim Vorsitzenden einzureichen. Über den Einspruch 
entscheidet der Vorstand endgültig. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



§ 5 
Mitgliedsbeitrag und Aufnahmegebühr 

 
I. Änderungen der Mitgliedsbeiträge und Aufnahmegebühren werden von der 

Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit festgelegt und beschlossen. 
Außerordentliche Mitgliedsbeiträge werden von den jeweiligen Abteilungen 
gesondert in den Abteilungsversammlungen festgelegt. Regelungen hierzu 
werden in den Ordnungen beschlossen. 

 
II. Die Mitgliedsbeiträge werden vierteljährlich, jeweils zum 15.02. / 15.05. / 15.08. / 

15.11. des jeweiligen Jahres fällig. 
 

 
§ 6 

Rechte und Pflichten der Mitglieder 
 

I. Alle Mitglieder sind verpflichtet, die Satzung der BSG und die in ihr enthaltenen 
Grundsätze ohne Einschränkungen zu beachten. 

 
II. Jedes Mitglied hat im Rahmen der Satzung gleiche Rechte und Pflichten. Alle 

Mitglieder sind wahlberechtigt; nach Vollendung des 18. Lebensjahres sind sie 
wählbar. 

 
III. Jedes Mitglied ist zur regelmäßigen Zahlung des Mitgliedsbeitrages in der 

vorgeschriebenen Höhe verpflichtet. Wenn sich das Mitglied in mehreren 
Abteilungen betätigt, so gilt immer der höchste Beitrag (einschließlich 
Sonderbeitrag) der jeweiligen Abteilung. 

 
IV. Jedes Mitglied hat das Recht, sich in allen Abteilungen der BSG zu betätigen 

sowie an sämtlichen sportlichen, kulturellen und sonstigen Veranstaltungen 
teilzunehmen. 

 
V. Jedes Mitglied verpflichtet sich bei jeglichen Veranstaltungen, je nach Aufwand, 

ehrenamtlich mitzuwirken. Dem entsprechend können bei personellen Problemen 
zu diversen Veranstaltungen vom Vorstand Mitglieder zur Mithilfe bestimmt 
werden. 

    
 
 

§ 7 
Vereinsorgane 

 
Organe der BSG sind: 
 

a) die Mitgliederversammlung 
b) der Vorstand 
c) der erweiterte Vorstand 

 
 
 



§ 8 
Mitgliederversammlung 

 
I. Oberstes Organ des Vereins ist die Mitgliederversammlung. Eine ordentliche 

Mitgliederversammlung (Jahreshauptversammlung) hat jedes Jahr 
stattzufinden. 

 
II. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist innerhalb einer Frist von 

zwei Wochen mit entsprechender Tagesordnung einzuberufen, wenn es: 
 

a) der Vorstand beschließt, oder 
b) ein Viertel der stimmberechtigten Mitglieder schriftlich beim Vorsitzenden 

beantragt hat. 
      
III.  Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt durch den Vorstand, durch 
 Bekanntmachung auf der Internetseite der BSG BfA Gera e.V.   

(www.bsg-bfa-gera.de) oder durch E-Mail. Zwischen dem Tag der Einladung 
und dem Termin der Versammlung muss eine Frist von zwei Wochen liegen. 

 
  
IV. Mit der Einberufung der ordentlichen Mitgliederversammlung ist die 

Tagesordnung mitzuteilen. Diese muss folgende Punkte enthalten: 
 
      a) Entgegennahme der Berichte 
      b) Kassenbericht und Bericht der Kassenprüfer 
      c) Entlastung des Vorstandes 
      d) Wahlen, soweit diese erforderlich sind 
      e) Beschlussfassung über vorliegende Anträge. 
 
V. Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist mit 10 

Mitgliedern beschlussfähig. Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der 
anwesenden stimmberechtigten Mitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt 
ein Antrag als abgelehnt. Satzungsänderungen können nur mit einer Mehrheit 
von Zweidritteln der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder beschlossen 
werden.  

 
I. Über Anträge, die nicht in der Tagesordnung verzeichnet sind, kann in der 

Mitgliederversammlung nur abgestimmt werden, wenn diese Anträge 
mindestens eine Woche vor der Versammlung schriftlich beim Vorsitzenden 
des Vereins eingegangen sind und den Mitgliedern mindestens drei Tage 
vorher zur Kenntnis gebracht werden. Dringlichkeitsanträge dürfen nur 
behandelt werden, wenn die Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit 
beschließt, dass sie als Tagesordnungspunkte aufgenommen werden.  
 

II. Dem Antrag eines Mitgliedes auf geheime Abstimmung muss entsprochen 
werden.  

 
III. Die Mitgliederversammlung entscheidet auf Vorschlag des erweiterten 

Vorstandes über die Ernennung von Ehrenmitgliedern. 
 

 



 
§ 9 

Vorstand 
 
I. Der Vorstand besteht aus: 
       

 dem Vorsitzenden 
 dem stellvertretenden Vorsitzenden 
 dem Schatzmeister 

     
II. Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind der Vorsitzende und seine 

Stellvertreter. Sie vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich. Jeder 
von ihnen ist alleinvertretungsberechtigt. Im Innenverhältnis zum Verein wird 
der Stellvertreter jedoch nur bei Verhinderung des 1. Vorsitzenden tätig. 

 
III. Der Vorsitzende beruft und leitet die Sitzungen des Vorstandes. 
 
IV. Zu den Aufgaben des Vorstandes gehören insbesondere die Durchführung 

der Beschlüsse der Mitgliederversammlung und die Behandlung von 
Anregungen der Mitglieder. 
 

V. Der Vorstand entscheidet über redaktionelle Änderung der Satzung, die vom 
Finanzamt oder Registergericht angeregt wurden. 

 
VI. Bei Ausscheiden eines Vorstandsmitgliedes ist der Vorstand berechtigt, ein 

neues Mitglied kommissarisch bis zur nächsten Wahl zu berufen. 
 
 

§ 10 
erweiterter Vorstand 

 
I. Der erweiterte Vorstand besteht aus: 
     

 dem Vorstand gem. § 9 
 dem Leiter jeder Abteilung oder seinem Stellvertreter; jede 

Abteilung hat nur eine Stimme 
 
II. Die Vertreter der Abteilungen werden von den Abteilungsversammlungen der 

jeweiligen Abteilung gewählt. 
 
III. Der Vorsitzende des Vorstandes beruft nach Bedarf die Sitzungen des 

erweiterten Vorstandes ein und leitet sie. 
 
IV. Der erweiterte Vorstand beschließt über Dinge, die nicht ausschließlich der 

Mitgliederversammlung zugewiesen sind. Er berät über alle Vorlagen an die 
Mitgliederversammlung. Er beschließt über die Aufnahme sportlicher und 
kultureller Abteilungen in die BSG. Er hat auch über erhobene Sonderbeiträge 
in den Abteilungen seine Zustimmung zu erteilen. 
 

 



 
§ 11 

Zahlungen und Aufwandsentschädigungen 
 

I. Die Vereins- und Organämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt. 
 

II. Der Vorstand kann bei Bedarf und unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse und der Haushaltslage beschließen, dass Vereins- und Organämter 
entgeltlich gegen Zahlung einer pauschalierten Aufwandsentschädigung (§ 3 Nr. 
26 a EstG) ausgeübt werden. 
 
Für die Entscheidung über Vertragsbeginn, Vertragsinhalte und Vertragsende ist 
der Vorstand gem. § 26 BGB zuständig. 
 

III. Der Vorstand kann bei Bedarf und unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse und der Haushaltslage Aufträge über Tätigkeiten für den Verein 
gegen eine angemessene Vergütung oder Honorierung an Dritte vergeben. 
 

IV. Im Übrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins einen 
Aufwendungsersatzanspruch nach § 670 BGB für solche Aufwendungen, die 
ihnen durch die Tätigkeit für den Verein entstanden sind. Hierzu gehören 
insbesondere Fahrtkosten, Reisekosten, Porto-, Telefon- und Kopier- und 
Druckkosten.  Die Mitglieder und Mitarbeiter haben das Gebot der Sparsamkeit zu 
beachten. Der Vorstand kann durch Beschluss im Rahmen der steuerrechtlichen 
Möglichkeiten Aufwandspauschalen festsetzen. 
 

V. Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von 3 
Monaten nach seiner Entstehung geltend gemacht werden. Erstattungen werden 
nur gewährt, wenn die Aufwendungen mit prüffähigen Belegen und Aufstellungen 
nachgewiesen werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



§ 12 
Abteilungen 

 
I. Für die im Verein betriebenen Sportarten bestehen Abteilungen oder werden 

im Bedarfsfall durch Beschluss des erweiterten Vorstandes gegründet. 
 
II. Die Abteilungen werden durch ihren Leiter, den Stellvertreter oder Mitarbeiter, 

denen besondere Aufgaben übertragen sind, geleitet. 
 
III. Abteilungsleiter, Stellvertreter, Mitarbeiter und Vertreter der Abteilungen im 

Vorstand werden von der Abteilungsversammlung gewählt. Die 
Abteilungsleitung ist gegenüber den Organen des Vereines verantwortlich und 
auf Verlangen jederzeit zur Berichterstattung verpflichtet. 

 
IV. Die Abteilungen sind im Bedarfsfall, mit Zustimmung des erweiterten 

Vorstandes, berechtigt, zusätzlich zum Vereinsbeitrag einen Abteilungsbeitrag 
(Sonderbeitrag) zu erheben. Die sich aus der Erhebung von Sonderbeiträgen 
ergebende Kassenführung kann jederzeit vom Schatzmeister des Vereins 
geprüft werden. 

 
 

§ 13 
Protokollierung der Beschlüsse 

 
Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung, des Vorstandes, des erweiterten 
Vorstandes, der Abteilungsversammlung sowie der Abteilungsleitung ist jeweils 
ein Protokoll anzufertigen, das vom Versammlungsleiter und dem von ihm 
bestimmten Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

 
 

§ 14                                               
Wahlen 

 
Die Mitglieder des Vorstandes, die Abteilungsleiter sowie der Kassenprüfer 
werden auf die Dauer von einem Jahr gewählt. Sie bleiben so lange im Amt, bis 
der Nachfolger gewählt ist. Wiederwahl ist zulässig. 

 
 

§ 15 
Kassenprüfung 

 
Die Kasse des Vereins sowie die Kasse der Abteilungen werden in jedem Jahr 
durch zwei von der Mitgliederversammlung des Vereins gewählte Kassenprüfer 
geprüft. Die Kassenprüfer erstatten der Mitgliederversammlung einen 
Prüfungsbericht und beantragen bei ordnungsgemäßer Führung der 
Kassengeschäfte die Entlastung des Vorstandes. 
 

 
 
 



§ 16 
Ordnungen 

 
Zur Durchführung der Satzung gibt sich der Verein Ordnungen. Die Ordnungen 
werden vom Vorstand mit einer Zweidrittelmehrheit beschlossen. 

 
 

§ 17 
Auflösung des Vereins 

 
I. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen 

außerordentlichen Mitgliederversammlung beschlossen werden. 
 
II. Die Einberufung einer solchen Versammlung darf nur erfolgen, wenn es 
 

a) der Vorstand mit einer Mehrheit von Dreiviertel aller seiner Mitglieder 
beschlossen hat, oder 

b) von Zweidrittel der stimmberechtigten Mitglieder des Vereins schriftlich 
gefordert wurde 

 
III. Die Versammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 50 % der 

stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind. Die Auflösung kann nur mit einer 
Mehrheit von Dreiviertel der Mitglieder beschlossen werden. Die Abstimmung 
ist namentlich vorzunehmen. Sollten bei der ersten Versammlung weniger als 
50 % der stimmberechtigten Mitglieder anwesend sein, ist eine zweite 
Versammlung einzuberufen, die dann mit einer Mehrheit von Dreiviertel der 
anwesenden stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig ist. Bei Aufhebung 
oder Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zweckes fällt 
sein Vermögen an die Stadt Gera mit der Zweckbestimmung, dass dieses 
Vermögen unmittelbar und ausschließlich für die Kinder und Jugendhilfe 
verwendet wird. 


